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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Stadtbürgerschaft
16. Wahlperiode

Drucksache 16 / 556 S

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 28. März 2006

Entwicklung des Liegenschaftsmanagements

Gerade vor dem Hintergrund der Haushaltsnotlage muss auch das Liegenschafts-
management aufgabenkritisch auf seine Effizienz hin untersucht werden. Die Opti-
mierung von Schnittstellen, der sparsame Ressourceneinsatz, die Verhinderung kos-
tenträchtiger Doppelstrukturen müssen hierbei im Vordergrund stehen.

Daher fragen wir den Senat:

1. a) Wie hat sich das Auftragsvolumen (Umsatz) von GBI (von 2000 bis 2005)
(differenziert nach Aufgaben und Auftragnehmern) entwickelt?

b) Wie hat sich das Vergabevolumen von GBI (von 2000 bis 2005) (differen-
ziert nach Aufgabenfeldern) entwickelt?

c) Wie hat sich der Personalbestand von GBI (differenziert nach Aufgaben-
feldern) von 2000 bis 2005 entwickelt?

d) Aus welchen Bereichen (z. B. Kernverwaltung, Gesellschaften, extern) stam-
men die Mitarbeiter der GBI?

e) Welche Personalplanungen bestehen bei GBI bis zum Jahr 2010 (Personal-
entwicklungskonzepte), und wie ist die absehbare Auftragsentwicklung und
die damit verbundene Umsatzentwicklung eingearbeitet?

f) Ist das fest angestellte Personal von GBI über das Jahr gleichmäßig ausge-
lastet?

2. a) Wie hat sich das Auftragsvolumen (Umsatz) von GTM (von 2000 bis 2005)
(differenziert nach Aufgaben und Auftragnehmern) entwickelt?

b) Wie hat sich das Vergabevolumen von GTM (von 2000 bis 2005) (differen-
ziert nach Aufgabenfeldern) entwickelt?

c) Wie hat sich der Personalbestand vom GTM (differenziert nach Aufgaben-
feldern) von 2000 bis 2005 entwickelt?

d) Aus welchen Bereichen (z. B. Kernverwaltung, Gesellschaften, extern) stam-
men die Mitarbeiter von GTM?

e) Welche Personalplanungen bestehen bei GTM bis zum Jahr 2010 (Personal-
entwicklungskonzepte), und wie ist die absehbare Auftragsentwicklung und
die damit verbundene Umsatzentwicklung eingearbeitet?

f) Ist das fest angestellte Personal von GTM über das Jahr gleichmäßig ausge-
lastet?

3. a) Wie hat sich das Auftragsvolumen (Umsatz) von FMB (von 2000 bis 2005)
(differenziert nach Aufgaben und Auftragnehmern) entwickelt?

b) Wie hat sich das Vergabevolumen von FMB (von 2000 bis 2005) (differen-
ziert nach Aufgabenfeldern) entwickelt?
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c) Wie hat sich der Personalbestand von FMB (differenziert nach Aufgaben-
feldern) von 2000 bis 2005 entwickelt?

d) Aus welchen Bereichen (z. B. Kernverwaltung, Gesellschaften, extern) stam-
men die Mitarbeiter der FMB?

e) Welche Personalplanungen bestehen bei FMB bis zum Jahr 2010 (Personal-
entwicklungskonzepte), und wie ist die absehbare Auftragsentwicklung und
die damit verbundene Umsatzentwicklung eingearbeitet?

f) Ist das fest angestellte Personal von FMB über das Jahr gleichmäßig ausge-
lastet?

4. a) Wurden Vergleiche hinsichtlich Struktur und Ressourcenaufwand für das
öffentliche Liegenschaftswesen mit anderen Kommunen und Ländern an-
gestellt? Wenn ja, zu welchem Ergebnis sind solche Vergleiche anhand
welcher Kennzahlen gekommen?

b) Wie sind die Geschäftsbeziehungen zwischen den Gesellschaften? Hat sich
die derzeitige Struktur im Grundsatz bewährt, und wo besteht Optimierungs-
bedarf?

c) Wie erfolgt die Abgrenzung der Aufgabenbestimmung der GBI (Bauma-
nagement) und GTM/FMB (Baudienste)? Wie werden Überschneidungen
oder Doppelstrukturen bei den Zuständigkeiten ausgeschlossen?

d) Welche Aufgaben bearbeitet die FMB, die nicht auch GTM oder GBI bear-
beiten, und warum?

e) Ist sichergestellt, dass keine Aufträge in den Geschäftsfeldern von GBI, GTM
und FMB an private Dritte vergeben werden, solange vorhandenes und
qualifiziertes Personal der Gesellschaften diese bearbeiten können? Wenn
ja, wie? Wenn nein, in welchen Aufgabenbereichen wurden in welchem
Umfang Aufträge an Dritte vergeben und warum sind diese Aufträge nicht
an die öffentlichen Gesellschaften vergeben worden?

f) Hat sich die Rechtsform GmbH für die GBI und FMB als zweckmäßig er-
wiesen? Welche Vorteile bzw. Nachteile bietet die Rechtform GmbH für
diese Gesellschaften gegenüber einer möglichen Organisation als Eigen-
betrieb?

g) Wie viele Beschäftigte sind in den Ressorts mit dem öffentlichen Liegen-
schaftswesen betraut, welche Aufgaben nehmen diese wahr, und welche
Abgrenzung bzw. Abstimmungen und Zusammenarbeit  bestehen mit GBI,
FMB und GTM?

h) Wer entscheidet über die Nutzung, den Kauf, Verkauf und die Bewertung
von Liegenschaften, die dem Sondervermögen Immobilien und Technik zu-
geordnet sind?

i) Werden die zum Verkauf möglichen stadteigenen Grundstücke und Lie-
genschaften zeitnah den zuständigen Gesellschaften bekannt gegeben?

j) Ist es sinnvoll, einzelne Dienststellen aus öffentlichen Liegenschaften aus-
ziehen zu lassen, für deren Nachnutzung/Verkauf noch keine Konzepte vor-
liegen?

k) Gibt es Liegenschaften, die seit mehr als einem Jahr auf dem Immobilien-
markt angeboten worden sind? Ist für diese Immobilien eine weitere öffent-
liche Nutzung geprüft worden?

l) Für welche Ressorts existieren Standortplanungen? Sind in die Standort-
planungen auch die zentralen Dienststellen einbezogen? Wenn es keine
Standortplanungen gibt, warum nicht?

m) Sind die Standortplanungen zwischen den Ressorts abgestimmt?

n) Gibt es von Seiten der Gesellschaften/Ressorts/Senat eine integrierte Stand-
ortplanung für den Gesamtbestand an Gebäuden?
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o) Wie weit ist die Umstellung der pauschalen Verrechnungsmieten auf markt-
konforme Verrechnungsmieten, und wann wird die Umstellung spätestens
abgeschlossen sein?

Dr. Joachim Schuster, Ulrike Hövelmann,
Dr. Carsten Sieling und Fraktion der SPD

D a z u

Antwort des Senats vom 30. Mai 2006

Zu den Fragen nach der Entwicklung des Auftragsvolumens, des Vergabevolumens
und des Personalbestandes bei den drei Einheiten GBI, GTM und FMB ist darauf
hinzuweisen, dass der Eigenbetrieb GTM zum 1. Januar 2002 neu gegründet wurde;
da auch keine mit gleichen Aufgaben versehene Vorgängereinheit existiert, können
die Fragen zum Auftrags-, Vergabe- und Personalvolumen erst ab dem Jahr 2002
beantwortet werden. Die Fusion von GBI mit der BMB – BauManagement GmbH
zum 1. Januar 2003 und die Integration des ehemaligen Bremer Baubetriebes in die
bestehenden Bau- und Liegenschaftseinheiten zum 1. Januar 2004 sind in den fol-
genden Angaben berücksichtigt.

1. Gesellschaft für Bremer Immobilien mbH (GBI)

a) Wie hat sich das Auftragsvolumen (Umsatz) von GBI  (von 2000 bis 2005)
(differenziert nach Aufgaben und Auftragnehmern) entwickelt?

2000 2001 2002  2003 2004 2005
GBI in T‡ in T‡ in T‡ in T‡ in T‡ in T‡

Nach Aufgabenbereichen

BauManagement 4.640   6.171   7.495 12.579 11.876   9.153

Immobilienentwicklung
und Vermarktung 3.413   3.967   3.449   3.455   3.101   3.410

Bestandsmanagement     701      821   2.136   2.560   2.182   1.883

Sonstige      19        42      642      615   1.088   1.104

Summe 8.773 11.001 13.722 19.209 18.247 15.550

Nach Auftraggebern

SF/SV-Infrastruktur 4.086   4.773   2.595   2.178   1.515   1.326

SBUV 1.854   1.802      688      236      341      319

SVIT   4.159   7.587 12.873   8.579

Bund 1.266   1.070      979

BiWi/HS/Uni        44      370      145   2.202      673

Krankenhäuser      37         5   1.987      548          8

Gesellschaften   252      159      595   2.714   3.406      346

Andere Ressorts/Ämter    204      351      176      347      677      270

Bestandsveränderung 1.074   2.797   2.173   5.454 - 2.775   4.037

Summe 8.773 11.001 13.722 19.209 18.247 15.550

b) Wie hat sich das Vergabevolumen von GBI (von 2000 bis 2005) (differen-
ziert nach Aufgabenfeldern) entwickelt?

2000 2001 2002 2003 2004 2005
GBI in T‡ in T‡ in T‡ in T‡ in T‡ in T‡

BauManagement* 1.801 3.315 38.613 62.238 70.078 55.506

Steuerung Bauunterhalt ** 24.746 31.800 26.298 34.989

Summe 1.801 3.315 63.359 94.038 96.376 90.495

* Grundlage für die Summen sind die gebuchten Aufwendungen im SVIT, in der GBI
und für Drittaufträge die vorliegenden Vergabedaten.

** Enthalten sind sowohl die Vergabemittel an Dritte als auch die Steuerungs- und sons-
tigen Personaldienstleistungen durch GTM.
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Erläuterung:

Mit der Frage nach dem Vergabevolumen bei Baumaßnahmen wird der
„Output“ der GBI nur zu einem kleinen Teil erfasst. Daneben sind vor al-
lem folgende Dienstleistungen zu berücksichtigen:

— Vermarktungsdienstleistungen  in  Höhe  von  durchschnittlich  ca.  20
Mio. ‡ p. a. (An- und Verkauf von Immobilien für die Sondervermögen
Immobilien und Technik, Infrastruktur und andere Auftraggeber),

— Mietverwaltungsvolumen  in  Höhe  von  durchschnittlich  über  ca.  90
Mio. ‡ p. a. (interne Mietverträge und Fremdanmietungen für Behör-
denzwecke).

c) Wie hat sich der Personalbestand von GBI (differenziert nach Aufgaben-
feldern) von 2000 bis 2005 entwickelt?

In den Jahren 2000 und 2001 ist das zentrale Liegenschaftsmanagement
neu aufgebaut und zum 1. Januar 2002 mit Einführung des Mieter-Vermieter-
modells umgesetzt worden. Alle Funktionen des Vermögensmanagements
– mit Ausnahme der unter 4. g) beschriebenen Nutzeraufgaben –, die zuvor
auch in den die Immobilien nutzenden Ressorts angesiedelt waren, wurden
bei der GBI als Eigentümervertreter/Vermieter zusammengefasst. Dies er-
forderte in den Jahren 2000 bis 2002 eine personelle Neuausrichtung, um
die neuen Funktionen erfüllen zu können. Hierzu gehören im Wesentlichen
die Wert- und Flächenoptimierung, die zentrale Vergabe von Bauunterhal-
tungsmitteln sowie die Beratung der Nutzer. Hinzu kam mit der Gründung
der Sondervermögen Immobilien und Technik ein erheblicher einmaliger
Arbeitsaufwand um ca. 14 Mio. m² Grundstücksfläche, ca. 1.900 Gebäude
mit über 2 Mio. m² Bruttogrundfläche zu erfassen, zu analysieren und nach
kaufmännischen Grundsätzen zu bewerten und ein dauerhafter Aufwand
für die Verwaltung und Bilanzierung dieses Vermögens.

Diese damit verbundenen erheblichen zusätzlichen Arbeiten konnten in den
Jahren von 2000 bis 2002 durch eine Verstärkung von weniger als 20 Per-
sonen bei der GBI vorgenommen werden.

Zum 1. Januar 2003 wurden 31 Beschäftigte der BMB GmbH übernommen,
die innerhalb der GBI ihre Aufgaben im Bereich BauManagement fortge-
führt haben.

Zum 1. Januar 2004 wurden von der GBI weitere elf Beschäftigte des ehe-
maligen Bremer Baubetriebes integriert.

GBI (jeweils Stich-
tag 31.12. in MÄ) 2000 2001 **2002 ***2003 2004 2005

Geschäftsführung*,
Sekretariat   3,00   3,00     3,00     4,00     4,00     4,00

Gremienberichterstattung,
Controlling, Risikomana-
gement, interne Revision   2,00   2,00     3,00     3,00     3,00     3,00

Portofoliomanagement   3,00   3,00     3,00     3,00     3,00     2,00

Bestandsentwicklung****     7,00

Personal, Organisation, IT   7,78   7,78     7,78   10,28   10,28     9,00

Finanz- und Rechnungswesen   3,43   3,43     4,43     8,83     8,05     7,00

Immobilienentwicklung
und Vermarktung 25,90 26,40   30,95   28,95   28,95   28,00

Bestandsmanagement 8,28 11,28   14,28   15,28   13,50   14,00

Baumanagement   28,75   33,46   33,00

BMB GmbH 31,00 32,00     31,00

Summe 84,39 88,89 104,44 102,09 104,24 100,00

* Zuzüglich einem nebenamtlichen Geschäftsführer.
** 1. Januar 2003 Angliederung der BMB GmbH an die GBI.
*** 1. Januar 2004 Übernahme von elf Mitarbeitern des ehemaligen Bremer Bau-

betriebes; der Personalbestand lag damit am 1. Januar 2004 bei 112,80 Mitarbeiter-
äquivalenten.

**** Mit der Fusion GBI/BMB ist dieser Bereich bei BauManagement zum 1. Januar
2003 integriert worden.
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d) Aus welchen Bereichen (z. B. Kernverwaltung, Gesellschaften, extern) stam-
men die Mitarbeiter der GBI?

Stand zum 1. April 2006 (aktive Mitarbeiter)

Kernverwaltung: 49 Mitarbeiter,

Gesellschaften: 30 Mitarbeiter,

Neueinstellungen: 23 Mitarbeiter.

e) Welche Personalplanungen bestehen bei GBI bis zum Jahr 2010 (Personal-
entwicklungskonzepte), und wie ist die absehbare Auftragsentwicklung und
die damit verbundene Umsatzentwicklung eingearbeitet?

Unter Berücksichtigung der Erfahrungen der zurückliegenden Geschäfts-
jahre hat die GBI 2004 begonnen, im Rahmen einer alle Geschäftsbereiche
umfassenden  Geschäftsprozessanalyse  Einsparpotenziale  zu  identifizieren
und sich dabei auf drei Zielsetzungen konzentriert:

a) Verbesserungen in der Aufbau- und Ablauforganisation,

b) Absenkung des Stammpersonals auf die langfristige Absicherung des
Bedarfs an Steuerungskompetenz für dauerhaft benötigte Dienstleis-
tungen und

c) Aufbau und Vorhaltung einer der Nachfrage sich anpassenden flexib-
len Personaldienstleistung (z. B. über Projekt-, Zeit- oder Dienstleis-
tungsverträge).

Ziel ist es, das Personal auf einen Kernbestand (Stammpersonal) zu redu-
zieren, indem nur Personen mit dauerhaft benötigten Fähigkeiten und Fer-
tigkeiten an das Unternehmen gebunden werden (z. B. Baufachleute, Immo-
bilien- und Portfoliofachleute).

Dementsprechend wurde ein Personalentwicklungsplan bis 2010 aufgestellt,
der  die  fest  angestellten  Beschäftigtenzahlen  auf  einen  Kernbestand  von
88 MÄ zurückführt. Dabei wurde berücksichtigt, dass der GBI im Jahre
2005 eine weitere Beamtin vom SfF zugewiesen wurde und mehrere Teil-
zeitbeschäftigte künftig einen Anspruch auf Vollzeitstellen geltend machen
können. Trotzdem ist damit im Vergleich zum 1. Januar 2004 mit 112,8 MÄ
(inklusive ca. 11 MÄ aufgrund der Übernahme vom Bremer Baubetrieb) –
dem Beginn der Geschäftsprozessanalyse – eine Reduzierung der Beschäf-
tigtenzahlen um ca. 22 % bis 2010 verbunden. Das Volumen der befristet
beschäftigten Arbeitskräfte wird im Zeitraum von 2004 bis 2010 ebenfalls
geringfügig reduziert (von 13 auf elf Mitarbeiteräquivalente). Auch unter
Einbeziehung dieser bereits flexibel Beschäftigten wird insgesamt eine Per-
sonalreduzierung in Höhe von 22 % erfolgen.

Diese massive Reduzierung des Personals bei teilweise deutlich gestiege-
nen Arbeitsvolumina und Anforderungen ist nur durch die künftig deutlich
effektiveren Arbeitsstrukturen, mit einer kontinuierlichen Fortbildung der
Beschäftigten, verstärktem Einsatz technischer Medien und dem Ausnut-
zen leistungsorientierter Vergütungselemente des neuen TVöD möglich.

Zum 1. Oktober 2005 ist eine neue Bereichsstruktur eingeführt worden, die
die Anzahl der operativen Bereiche von fünf auf drei reduziert hat. Der Auf-
sichtsrat der GBI hat der organisatorischen Neustruktur und der Personal-
entwicklung zugestimmt und sie positiv gewürdigt.

Personalkonzept GBI 2004 bis 2010 (in MÄ)

jeweils in Mitarbeiter- 01.01. 31.12.
äquivalenten (MÄ) 2004 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010

Geschäftsführung*,
Sekretariat   4,00   4,00 4,00 3,00 3,00 3,00 3,00 3,00

Gremienberichterstattung,
Controlling, Risikomanage-
ment, interne Revision   3,00   3,00 3,00 3,00 3,00 3,00 3,00 3,00

Portfoliomanagement    3,00   3,00 2,00 2,00 2,00 2,00 2,00 2,00

Personal, Organisation, IT 11,28 10,28 9,00 9,00 9,00 9,00 9,00 9,00
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jeweils in Mitarbeiter- 01.01. 31.12.
äquivalenten (MÄ) 2004 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010

Finanz- und
Rechnungswesen   8,83     8,05     7,00   7,00 7,00 7,00 7,00 7,00

Immobilienentwicklung
und Vermarktung 29,95   28,95   28,00 28,00 28,00 27,00 26,00 25,00

Bestandsmanagement 15,28   13,50   14,00 14,00 14,00 14,00 14,00 14,00

BauManagement 37,46   33,46   33,00 30,00 28,00 28,00 27,00 25,00

Summe 112,80** 104,24 100,00 96,00 94,00 93,00 91,00 88,00

* Zuzüglich einem nebenamtlichen Geschäftsführer.

** Inklusive der zum 1. Januar 2004 übernommenen elf Mitarbeiter des Bremer Bau-
betriebes.

Die Übersicht berücksichtigt, dass mehrere Teilzeitbeschäftigte künftig einen Anspruch
auf Vollzeitstellen geltend machen können.

f) Ist das fest angestellte Personal von GBI über das Jahr gleichmäßig ausge-
lastet?

Grundsätzlich ja, entsprechend der genannten Geschäftsprozessoptimierung
hält die GBI nur einen Kernbestand (Stammpersonal) vor, mit dem die in
jedem Fall benötigten Dienstleistungen abgesichert werden. Zusätzliche –
zeitlich befristete Arbeitskraft – wird bei entsprechender Auftragslage durch
freie Mitarbeiter, Fremdfirmen oder zeitlich befristet eingestellte Beschäf-
tigte abgedeckt.

Soweit es um die Gebäudesanierungsprogramme und die Bauunterhaltung
geht, besteht eine Abhängigkeit von der Höhe der bereitgestellten Budgets
bzw. dem Volumen des jeweiligen Programms.

Aktuell besteht im Bereich BauManagement keine Unterauslastung. Auf
die seit 2004 erfolgte Reduzierung des Volumens der Gebäudesanierungs-
programme von ca. 50 Mio. ‡ auf ca. 30 Mio. ‡ konnte die GBI durch die
Aufhebung von Verträgen mit freien Mitarbeitern reagieren und die beste-
hende Flexibilität ausschöpfen. Notwendig zur Auslastung des sinkenden
Personalbestandes ist allerdings auch weiterhin die Akquise von Drittauf-
trägen speziell im Bereich Hochschul- und Krankenhausbau.

Im Bereich der Steuerung des Bauunterhalts besteht aktuell ebenfalls keine
Unterauslastung. Die Reduzierung der Budgets im Bauunterhalt wird ab
2007 zu Anpassungsnotwendigkeiten führen.

2. Gebäude- und TechnikManagement Bremen (GTM)

a) Wie hat sich das Auftragsvolumen (Umsatz) von GTM (von 2000 bis 2005)
(differenziert nach Aufgaben und Auftragnehmern) entwickelt?

GTM
Umsatz inklusive Bestandsverän- 2002 2003 2004 2005
derungen nach Aufgabenfeldern T‡ T‡ T‡ T‡

1 Baudienste   3.474   5.080   4.033   3.560

2 Servicedienste (Hausmeister)   9.567   9.654   9.893   9.742

3 Technische Dienste (kommuna-
les Energiemanagement, tech-
nische Betriebsführung)   1.135   1.518   2.035   2.540

4 Kommunale Dienste      208      993      875      952

5 Basisdienste (Verdingung, Be-
schaffung, Nachrichtentechnik,
Baudokumentation, etc.)   2.009   2.090

6 Bundesbau und Statik   2.808   2.675

7 Sonstiges      185      242

8 Bestandsveränderungen      661        44    - 219      153

15.045 17.289 21.619 21.954
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GTM
Umsatz inklusive Bestandsverän- 2002 2003 2004 2005
derungen nach Auftraggebern T‡ T‡ T‡ T‡

1 Sondervermögen Immobilien
und Technik   5.584   7.382   7.102   7.706

2 BiWi/UNI/Hochschulen   7.020   6.885   7.511   7.549

3 SBUV (im Wesentlichen Kosten-
erstattung Bund)      594      565   3.621   2.543

4 Senator für Finanzen      589      623      739      808

5 Senator für Inneres/Kultur/Sport      438      379      502      595

5 Eigenbetriebe/Sonderhaushalte      820   1.016   1.020   1.236

6 Gesellschaften      231      874      611

7 Krankenhäuser        38        10      117

8 Sonstige Dritte (BgA)      170      240      789

15.045 17.289 21.619 21.954

b) Wie hat sich das Vergabevolumen von GTM (von 2000 bis 2005) (differen-
ziert nach Aufgabenfeldern) entwickelt?

2002 2003 2004 2005
Vergabevolumen T‡ T‡ T‡ T‡

I. Sondervermögen (SVIT)
inklusive Honoraranteile

1. Bauunterhalt I (Kleiner Bau-
unterhalt bis 10 T‡)   9.390   8.430   8.380   7.210

2. Bauunterhalt II (ab 10 T‡)   8.230 16.850 11.740 14.530

3. Personaldienstleistungen
Bau Sonstige      480      780      320      460

4. Personaldienstleistungen
Wartung/Energiemanage-
ment/Hausmeister Eigen-
tümerleistungen   2.020   2.170   2.550   2.820

5. Summe Sondervermögen 20.120 28.230 22.990 25.020

6. davon reine Vergabemittel
Bauunterhalt/Wartung 15.430 21.110 17.260 19.660

Anteil in % 77 % 75 % 75 % 79 %

II. Nutzerprojekte

1. Bauunterhalt
inklusive Honoraranteile   1.390   2.450   2.380   2.630

2. davon reine Vergabemittel   1.220   2.050   1.990   2.350

Anteil in % 88 % 84 % 84 % 89 %

III. Summe Vergabevolumen
SVIT und Nutzer 21.510 30.680 25.370 27.650

IV. davon Summe Vergabemittel 16.650 23.160 19.250 22.010

Erläuterungen:

Die oben genannte Tabelle stellt unter I. das Vergabevolumen aus dem
Sondervermögen Immobilien und Technik dar. Der Anteil der tatsächlich
verbauten Mittel beträgt ca. 79 % (2005). Aus den verbleibenden Mitteln
werden die Honorare für die Steuerungsdienstleistungen im Rahmen der
Baudienste (Bauunterhalt I/Bauunterhalt II) sowie weitere Personaldienst-
leistungen (z. B. Energiemanagement, infrastrukturelle Steuerungsdienst-
leistungen) bezahlt.

Bei den Nutzerprojekten handelt es sich zu 100 % um Bauunterhaltungs-
maßnahmen ab einem Bauvolumen von mindestens 10 T‡. Der Anteil der
Honorare beträgt 11 % (2005).

Mit der Frage nach dem Vergabevolumen wird der „Output“ des GTM
jedoch nicht in vollem Umfang abgebildet. Folgende Dienstleistungen zei-
gen das weitere Spektrum der Aufgaben von GTM:
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• Betreutes Bauvolumen für Bundesbauprojekte (Bauvolumen 2004 =  8,4
Mio. ‡ p. a.; 2005 = 12 Mio. ‡ p. a.). Die Umsatzerlöse werden durch
eine pauschalierte Kostenerstattungsvereinbarung mit dem Bund er-
zielt. Der Mitarbeiterbestand ist damit mindestens bis 2009 voll finan-
ziert.

• Betreutes Anlagevermögen im Rahmen des Sondervermögens Tech-
nik (Schulmöbel und IT-Produkte, Polizei- und Feuerwehrfahrzeuge)
in Höhe von 2005 =  40 Mio. ‡ p. a.

• Dienstleistungen im Rahmen der Steuerung „Stadtgrün“ mit einem ei-
genen Vergabevolumen von 230 T‡ p. a.

• Beschaffungsdienstleistungen für die FHB (Heizöl, Reinigungsartikel)
mit einem Vergabevolumen von ca. 5 Mio. ‡ p. a.

• Abwicklung von Vergabevolumen über den Produktbereich Verdingung
in Höhe von 107 Mio. ‡ (Auftraggeber: GTM i. A. des SVIT = 14 %,
GBI i. A. des SVIT =  48 %, sonstige Ressorts und Betriebe = 18 %,
Dritte = 3 %, Krankenhäuser = 9 %, Bund = 8 %).

• Stromlieferverträge mit einem Volumen von 8,25 Mio. ‡ (2003), 8,64
Mio. ‡ (2004) bzw. 10,34 Mio. ‡ (2005).

c) Wie hat sich der Personalbestand vom GTM (differenziert nach Aufgaben-
feldern) von 2000 bis 2005 entwickelt?

In den folgenden Aufgabenfeldern sind folgende Anzahlen von Mitarbei-
tern (in Äquivalenten, ohne Beurlaubungen, bei Altersteilzeit mit Faktor
0,7) beschäftigt:

Aufgabenfelder GTM 2002 2003 2004 2005

Interne Dienste   16,03   16,60   27,21   26,25

Baudienste   34,98   38,80   39,06   37,15

Infrastrukturelle Dienstleistungen     4,00     8,00     9,00     9,00

Servicedienste 193,56 186,20 186,31 180,31

Technische Dienste   13,83   14,50   14,63   12,98

Kommunale Dienste     0,00     2,70     2,70     2,45

Basisdienste 0 0   31,80   28,88

Bundesbau, Tragwerksplanung 0 0   38,90   35,20

Summe 262,40 266,80 349,611) 332,22

Stichtag jeweils 31. Dezember des Jahres.

1) Übernahme von Mitarbeitern des zum 31. Dezember 2003 aufgelösten Bremer Bau-
betriebes (siehe auch 2. d]).

d) Aus welchen Bereichen (z. B. Kernverwaltung, Gesellschaften, extern) stam-
men die Mitarbeiter von GTM?

Die Beschäftigten von GTM (in MÄ) stammen aus folgenden Bereichen:

Herkunft 2002 2003 2004 2005

BBB 43,23 41,36 119,03 111,34

Extern 8,78 14,61 18,36 15,78

Hausmeister extern 4,00 16,00 24,00 24,00

Gesellschaften/Eigenbetriebe
der Freien Hansestadt Bremen 7,00 9,70 12,70 12,45

Kernverwaltung 199,39 185,13 175,52 168,65

Summe 262,40 266,80 349,61 332,22

Stichtag jeweils 31. Dezember des Jahres.

e) Welche Personalplanungen bestehen bei GTM bis zum Jahr 2010 (Perso-
nalentwicklungskonzepte), und wie ist die absehbare Auftragsentwicklung
und die damit verbundene Umsatzentwicklung eingearbeitet?

Ein Personalentwicklungskonzept auf Basis bekannter planbarer Auftrags-
und Umsatzentwicklungen ist bis 2010 vorhanden. Eine jährliche Aktuali-
sierung und Abstimmung mit dem Senator für Bau, Umwelt und Verkehr
findet statt.
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Personalabgänge werden grundsätzlich nur dann durch Zeitarbeitskräfte
ersetzt, wenn die Auftragslage eine Personalisierung zwingend erforder-
lich macht (z. B. im Schulhausmeisterbereich).

Ziel und Kernaussage des Konzeptes ist es, bis 2010 eine Personalflexi-
bilisierungsquote von 20 % zu erreichen (aktuell 5 %), das heißt, unbefris-
tete Verträge erfolgen nur in Ausnahmefällen und in Absprache mit den
bestellenden Ressorts, die dann auch auf Dauer die Refinanzierung dieser
Personalkosten vertraglich übernehmen. Im Wesentlichen erfolgt die Ab-
wicklung der Aufträge zukünftig vermehrt über befristet eingestelltes Per-
sonal oder/und über Zeitarbeitskräfte. Damit gestaltet GTM sein Personal-
management effizienter und reaktionsschneller, Personalengpässe können
so kurz- aber auch langfristig überbrückt werden.

Nach erfolgreicher Umsetzung des Flexibilisierungskonzeptes führt in der
Endstufe erst ein Wegfall von Aufträgen und Umsätzen – insbesondere im
Bauunterhalt – von mehr als 20 % zu einem negativen Betriebsergebnis.

Umfangreiche Auftragseinbußen aufgrund von z. B. rückläufigen Baumit-
telbudgets von mehr als 20% können von GTM nicht kurzfristig aufgefan-
gen werden, da  die natürliche Fluktuation einen derart erweiterten Hand-
lungsspielraum nicht zulässt.

Die absehbare Auftragsentwicklung und die damit verbundene Umsatz-
entwicklung können nur für die Jahre 2006 und 2007 näherungsweise vor-
ausgesehen werden. Erkennbar ist hier, dass Auftrags- und Personalent-
wicklung nicht harmonisiert werden können, weil die Auftragsrückgänge
weitaus größer als die sozialverträgliche mögliche Fluktuation sind. Aus
diesem Grunde sind zusätzliche Anpassungsmöglichkeiten im Weiteren zu
prüfen.

Personalkonzept GTM 2005 bis 2010 (in MÄ)

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010

Festangestellte Mitarbeiter

Interne Dienste   27,21   26,25   21,51   21,94   21,42   20,42   20,42

Baudienste   39,06   37,15   36,87   35,40   34,59   34,17   33,32

Infrastruktur Dienstleistungen     9,00     9,00     9,00     9,00     9,00     9,00     9,00

Hausmeister 186,31 180,31 176,91 171,75 166,68 163,70 160,23

Technische Dienste   14,63   12,98   12,98   12,98   12,98   11,65   10,48

Kommunale Dienste     2,70     2,45     1,75     1,75     1,75     1,75     1,46

Basisdienste   31,80   28,88   27,61   27,75   26,16   24,46   21,38

Bundesbaudienste   38,90   35,20   34,80   33,88   31,58   27,49   24,26

Summe festangestellte Mitarbeiter 349,61 332,22 321,43 314,45 304,16 292,64 280,55

davon befristete Mitarbeiter     9,00     6,00     5,00     5,00     5,00     5,00

Zuzüglich Zeitarbeitskräfte     9,50   18,25   23,25   30,25   36,25   42,25

Summe Mitarbeiter 341,72 339,68 337,70 334,41 328,89 322,80

davon flexibler Anteil (befristete
MÄ plus Zeitarbeitskräfte) 5 % 7 % 8 % 11 % 13 % 15 %

Die Übersicht berücksichtigt, dass Teilzeitbeschäftigte künftig ihren An-
spruch auf Vollzeitstellen geltend machen könnten. Die Bundesbaudienste
sind aufgrund der Vereinbarung mit Bund bis 2009 voll finanziert.

f) Ist das fest angestellte Personal von GTM über das Jahr gleichmäßig ausge-
lastet?

Vor allem in den Produktbereichen Bauunterhaltung, Nachrichtentechnik
und Tragwerksplanung hängt die Auslastung sowohl vom Auftragsvolumen
als auch vom Zeitpunkt der Mittelbereitstellung ab.

Während in den Jahren 2002 und 2003 aufgrund von Kapazitätsengpässen
nicht alle Projekte abgearbeitet werden konnten, wird die langfristig res-
triktive Finanzsituation Bremens dazu führen, dass es zu vorübergehenden
freien Kapazitäten kommen wird.
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Die aktuellen festgelegten Baumittelbudgets aus dem Sondervermögen Im-
mobilien und Technik für Bauunterhaltung werden ab 2007 dazu führen,
dass das fest angestellte Personal nicht vollständig ausgelastet ist. Ersatz-
projekte gibt es nur im begrenzten Umfang.

Z. B. aufgrund von Haushaltssperren oder aufgrund haushaltsloser Zeiten
und der damit verbundenen Bewirtschaftungsmaßnahmen ist häufig allein
aus diesen Gründen eine befristete Unterauslastung zu verzeichnen, die
nach Freigabe der Haushaltsmittel in eine Überlastung umschlägt. Der Be-
trieb kann diese Umstände nicht beeinflussen. Um eine gewisse Kontinuität
in der Bauunterhaltung zu gewährleisten, ist im Jahre 2005 erstmals das
Instrument der Erteilung einer Verpflichtungsermächtigung für größere Maß-
nahmen des Jahres 2006 genutzt worden.

3. Facility Management Bremen GmbH (FMB)

a) Wie hat sich das Auftragsvolumen (Umsatz) von FMB (von 2000 bis 2005)
(differenziert nach Aufgaben und Auftragnehmern) entwickelt?

FMB
Umsatz inklusive Bestands-
veränderungen nach Auf- 2000 2001 2002 2003 2004 2005
gabenfeldern FMB T‡ T‡ T‡ T‡ T‡ T‡

1 Reinigungsleistungen/
Rattenbekämpfung gemäß
Geschäftsbesorgung (2000
und 2001 auch Anteil für
Aufbau GTM enthalten)    555    936    696    660    709    739

2 Steuerungsdienstleistun-
gen für GTM     0     0    685 1.091 1.079 1.240

3 Personaldienstleistungen im
Rahmen der Abwicklung
von GTM-BgA-Aufträgen     0     0        0      81 1.195    189

4 Bestandsveränderungen      23    - 23

555 936 1.381 1.832 3.006 2.145

FMB
Umsatz inklusive Bestands-
veränderungen nach Auf- 2000 2001 2002 2003 2004 2005
traggebern T‡ T‡ T‡ T‡ T‡ T‡

1 BiWi, SfF, SBUV,
Inneres, etc. 555 936    483    553    683    676

2 Eigenbetriebe (im Wesent-
lichen GTM)/Sonderhaus-
halte     0     0    780 1.158 1.202 1.252

3 Gesellschaften Freie Han-
sestadt Bremen/Sonstige
Dritte     0     0    118    121    858    134

4 Krankenhäuser    263      83

555 936 1.381 1.832 3.006 2.145

b) Wie hat sich das Vergabevolumen von FMB (von 2000 bis 2005) (differen-
ziert nach Aufgabenfeldern) entwickelt?

FMB-Vergabevolumen (nahezu vollständig Einkauf von Reinigungsdienst-
leistungen):

Jahr 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Netto T‡ k. A. 5.913 6.718 6.830 8.435 8.733

c) Wie hat sich der Personalbestand von FMB (differenziert nach Aufgaben-
feldern) von 2000 bis 2005 entwickelt?

Aufgabenfelder 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Steuerungsdienstleistung
für GTM 2 7 11 12 13 13

Servicedienste Reinigung/
Wartung 5 6 6 5 5 5

7 13 17 17 18 18
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d) Aus welchen Bereichen (z. B. Kernverwaltung, Gesellschaften, extern) stam-
men die Mitarbeiter der FMB?

Herkunft 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Extern 6 10 14 15 17 18

Kernverwaltung/
Eigenbetriebe 1   3   3   2   1   0

7 13 17 17 18 18

e) Welche Personalplanungen bestehen bei FMB bis zum Jahr 2010 (Personal-
entwicklungskonzepte), und wie ist die absehbare Auftragsentwicklung und
die damit verbundene Umsatzentwicklung eingearbeitet?

Die Kernaussagen des Personalentwicklungskonzeptes von GTM gelten
auch für FMB. Eine altersbedingte Fluktuation wird jedoch frühestens in elf
Jahren einsetzen.

Sollte es aufgrund von Kapazitätsengpässen notwendig sein, Personal zu
beschäftigen, nutzt auch die FMB das Instrument der Zeitarbeit und der
Befristungen. Aus heutiger Sicht ist jedoch die Auftragslage keinen Schwan-
kungen unterworfen, da die überwiegende Zahl der Mitarbeiter als Pro-
duktbereichsleiter und Abteilungsleiter bei GTM eingesetzt sind (Verbund
FMB/GTM), und zwar im kaufmännischen Bereich und im Bereich der Haus-
meisterdienste.

f) Ist das fest angestellte Personal von FMB über das Jahr gleichmäßig ausge-
lastet?

Das Personal ist gleichmäßig ausgelastet. Es ist von Schwankungen und
Unterauslastungen insbesondere im Bauunterhaltungsbereich nicht betrof-
fen.

4. Weitere Fragen

a) Wurden Vergleiche hinsichtlich Struktur und Ressourcenaufwand für das
öffentliche Liegenschaftswesen mit anderen Kommunen und Ländern an-
gestellt? Wenn ja, zu welchem Ergebnis sind solche Vergleiche anhand
welcher Kennzahlen gekommen?

Die beiden Liegenschaftseinheiten GBI und GTM nehmen am Vergleichs-
ring Gebäudewirtschaft für Schulen und Verwaltungsgebäude der KGSt
teil. Dieser untersucht in den Vergleichsstädten Berlin, Bochum, Bremen,
Dortmund, Hamburg und Saarbrücken die Bewirtschaftungskosten für Schu-
len und Verwaltungsgebäude. Zwischen Mai und August 2006 erfolgt die
Erhebung und Eingabe von insgesamt 29 relevanten Positionen. Verglichen
werden u. a. Flächenverbräuche für bestimmte Nutzungsarten, Betriebs-
und Bewirtschaftungskosten und Instandhaltungsaufwendungen. Erste Aus-
wertungen der KGSt sind für das Jahresende 2006 geplant.

Das Bau- und Liegenschaftswesen ist in den Bundesländern und Kommu-
nen sehr heterogen organisiert; die Bandbreite geht von Ämterstrukturen
bis hin zu Ausgliederungen in Kapitalgesellschaften. Ein umfassender Über-
blick über die jeweiligen aktuellen Organisationsstrukturen liegt dem Se-
nat nicht vor.

In der Phase der Umsetzung der Roland-Berger-Empfehlungen hat jedoch
ein Erfahrungsaustausch mit anderen Bundesländern über Inhalte und Or-
ganisationsformen (Vermieter-Mieter-Modell, ganze oder teilweise Über-
führung von Immobilien in Sondervermögen, Betriebe, Gesellschaften) statt-
gefunden. Ein Benchmarking über Strukturen und Ressourcenaufwand ist
im Zuge des Erfahrungsaustausches nicht verabredet worden; insofern sind
länderübergreifende Vergleiche zurzeit nicht möglich. Ausgesagt werden
kann aber, dass der Bund und die Mehrzahl der Bundesländer Vermieter-
Mieter-Modelle in unterschiedlicher Ausprägung eingeführt haben oder
einführen wollen.

Die Wirtschaftlichkeit und der Ressourcenaufwand wurden pro Einzelge-
sellschaft/-betrieb im Detail ermittelt und im Rahmen eines Erfahrungsaus-
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tausches auch verglichen. Die Wirtschaftlichkeit der Summe der Betriebe
und Einheiten für das Liegenschaftswesen wurde im Roland-Berger-Pro-
jekt oder danach nicht gerechnet.

Zurzeit wird versucht, für den Eigenbetrieb GTM im Rahmen von Bench-
marks  mit  ähnlichen  Einheiten  Vergleichswerte  zu  ermitteln.  Die  Ergeb-
nisse liegen voraussichtlich Ende 2007 vor. Partnerstädte sind hierfür nur
schwer zu gewinnen.

b) Wie sind die Geschäftsbeziehungen zwischen den Gesellschaften. Hat sich
die derzeitige Struktur im Grundsatz bewährt, und wo besteht Optimierungs-
bedarf?

Die derzeitigen Strukturen im Bau- und Liegenschaftsbereich wurden im
Jahr 2005 entsprechend den Aufträgen des Koalitionsausschusses einer
Defizitananalyse unterzogen und sind Gegenstand von Beratungen zur Wei-
terentwicklung diese Bereichs. Entscheidungen zur weiteren Strategie sol-
len im weiteren Verfahren getroffen werden.

Geschäftsbeziehungen zwischen GBI und GTM bestehen in den Bereichen
Bauunterhalt, Wartung und Verdingung. Im Bereich der laufenden Bauun-
terhaltung der öffentlichen Gebäude und der laufenden Wartung von be-
triebstechnischen Einrichtungen nimmt die GBI als steuernde Einheit mit
der Aufgabenstellung eines Eigentümervertreters die Auftraggeberrolle ge-
genüber GTM wahr.

Die GBI trägt die Verantwortung für die Einhaltung und Verwendung des
aus zentralen Haushaltsmitteln finanzierten Budgets für Bauunterhalt und
Wartung; GTM beauftragt die Handwerksfirmen mit der Durchführung von
Unterhaltungs- und Wartungsmaßnahmen und steuert und überwacht die
von den Auftragnehmern zu erbringenden Leistungen.

Für kleinere ad-hoc-Maßnahmen (Reparaturen, Schadensvermeidung) stellt
die GBI ein jährliches Budget zur Verfügung, über das GTM verfügen kann;
die größeren planbaren Bauunterhaltungsmaßnahmen werden im Rahmen
der zur Verfügung stehenden Mittel zwischen GBI, GTM und den Nutzern
abgestimmt.

Die zentrale Verdingungsstelle beim Eigenbetrieb GTM wird u. a. auch von
der GBI bei der Vergabe von Bauaufträgen eingeschaltet.

FMB und GTM sind mittlerweile organisatorisch eng verflochten. Zahlrei-
che Mitarbeiter der FMB nehmen in Personalunion insbesondere Führungs-
aufgaben im GTM wahr. FMB erhält hierfür Entgelte entsprechend vertrag-
licher Vereinbarungen mit GTM.

Nennenswerte Geschäftsbeziehungen zwischen GBI und FMB bestehen
nicht.

Die Auftraggeber-/Auftragnehmerbeziehung zwischen verschiedenen Orga-
nisationseinheiten (wie seit dem 1. Januar 2002 zwischen GBI und GTM im
Bereich des Bauunterhalts) hält der Senat grundsätzlich für zweckmäßig.
Bei der Weiterentwicklung des Liegenschafts- und Baubereiches sind die
Zusammenführung der operativen Einheiten und die Definition der künfti-
gen Steuerung Gegenstand eines laufenden ressortübergreifenden Diskus-
sionsprozesses.

Nach der Schaffung der organisatorischen Voraussetzungen für eine steuer-
bare Liegenschaftsverwaltung ist ein Schwerpunkt auf die Kostentransparenz
der  aufgebauten  Strukturen  im  Marktvergleich/Kostenwettbewerb  und
Benchmark mit anderen öffentlichen Dienstleistern (siehe Antwort auf Fra-
ge 4. a]) zu legen, um die Nutzer und den Haushalt letztlich nur mit markt-
üblichen und maximal kostendeckenden Preisen zu belasten. Für alle Auf-
gaben ist unter Kostengesichtspunkten der Eigenanteil in der Fertigungs-
tiefe zu definieren, um den Rest der jeweiligen Aufgabe am Markt einzu-
kaufen.

Die von Roland Berger empfohlene weitere Trennung von Steuerungs- und
Ausführungseinheiten ist in der weiteren Entwicklung der Einheiten seit
2002 aus Kostengründen nicht wie geplant fortgeführt worden. GTM und
GBI erfüllen heute sowohl Steuerungsaufgaben gegenüber privaten Liefe-
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ranten als auch Eigenleistungen für das Liegenschaftswesen. Ziel ist es, die
Abgrenzung der Aufgaben zur Vermeidung von Doppelarbeit, z. B. im Be-
reich Bauunterhalt, weiterzuführen und bestehende Einsparpotenziale bei
den Organisationskosten durch weitere Straffung von Strukturen auszu-
schöpfen.

Um die Kundenzufriedenheit mit dem neuen Liegenschaftssystem zu erfra-
gen, wurde Anfang November 2005 ein Kundenworkshop insbesondere
mit den Liegenschaftsbetreuern der Ressorts durchgeführt. Im Ergebnis
wurde herausgearbeitet, dass die  Kundenorientierung der Dienstleister und
die Kommunikation zwischen den Beteiligten noch verbesserungsbedürftig
sind. Weiterhin wurde seitens der Nutzer angeregt, dass die Transparenz
über die Kosten und Preise der Dienstleister verbessert wird und eine Ver-
einfachung der Geschäftsprozesse erfolgen sollte. Aus Nutzersicht sind die
beiden Einheiten in ihren Aufgaben nicht unterscheidbar. Es wurde verab-
redet, dass die Dienstleister Verbesserungsvorschläge erarbeiten und der
Abstimmungsprozess fortgesetzt wird.

c) Wie erfolgt die Abgrenzung der Aufgabenbestimmung der GBI (Baumana-
gement) und GTM/FMB (Baudienste)? Wie werden Überschneidungen oder
Doppelstrukturen bei den Zuständigkeiten ausgeschlossen?

Die Abgrenzung der Bereiche Neubau/Sanierung (Projektsteuerung durch
GBI – BauManagement bei Großprojekten) vom Bereich Bauunterhaltung
(Projektsteuerung/Durchführung durch GTM bei kleinen und mittlelgroßen
Bauprojekten) erfolgt aufgabengerecht. Die Abgrenzung der Baumaßnah-
men und der entsprechenden Baumittel zwischen Bauunterhalt und Sanie-
rung erfolgt durch den Eigentümervertreter GBI. Danach erfolgt entweder
die  Auftragsvergabe  von  GBI  an  GTM  oder  die  Abarbeitung  durch  GBI
(BauManagement), in einem Einzelfall (Haus des Reichs) sogar an einen
Nutzer.  GTM  hat  keinen  Einfluss  auf  das  Volumen  der  Zuweisung  von
Baumitteln und die davon abhängige Auslastung der bauenden Bereiche
von GTM.

Bei Neubauten sind Überschneidungen mit Bauunterhalt nicht möglich. Bei
Sanierungen handelt es sich um ganzheitliche Maßnahmen an einem Ge-
bäude, während der Bauunterhalt sich primär nur mit einzelnen Reparatur-
aspekten befasst (z. B. Heizungserneuerung, Fenstersanierung, Außenan-
lagen). Sofern es bei einzelnen Baumaßnahmen operative Überschneidun-
gen gibt, weil im Rahmen einer Gebäudesanierung auch Bauunterhaltungs-
maßnahmen durchgeführt werden, wird die Zuständigkeitsfrage einver-
nehmlich zwischen GBI und GTM geklärt. Gemeinsames Ziel von GBI und
GTM ist es, jede Baustelle klar in die Zuständigkeit einer der beiden opera-
tiven Einheiten zu geben und auch die Kommunikation mit den Nutzern
ausschließlich durch diese zuständige Einheit zu regeln. Ein paralleles Tätig-
werden beider Einheiten auf einer Baustelle wird dadurch vermieden.

d) Welche Aufgaben bearbeitet die FMB, die nicht auch GTM oder GBI bear-
beiten, und warum?

FMB tätigt den Fremdeinkauf von Dienstleistungen (Gebäudereinigung
usw.) und hat hierfür zentral für Bremen ein Kompetenzcenter aufgebaut.
Inzwischen ist die FMB GmbH organisatorisch in den Eigenbetrieb GTM
integriert worden. Es gibt einen mit der Personalvertretung abgestimmten
gemeinsamen Geschäftsverteilungsplan. Die FMB-Verträge sowohl auf der
Kosten- wie auch auf der Erlösseite können jederzeit von GTM übernom-
men werden.

e) Ist sichergestellt, dass keine Aufträge in den Geschäftsfeldern von GBI, GTM
und FMB an private Dritte vergeben werden, solange vorhandenes und
qualifiziertes Personal der Gesellschaften diese bearbeiten können? Wenn
ja, wie? Wenn nein, in welchen Aufgabenbereichen wurden in welchem
Umfang Aufträge an Dritte vergeben, und warum sind diese Aufträge nicht
an die öffentlichen Gesellschaften vergeben worden?

Seit Januar 2006 besteht eine Vereinbarung zwischen den beteiligten Res-
sorts und Einheiten, die vorsieht, dass im Liegenschaftswesen vor Auftrags-
vergabe an den Markt die Auslastung der vorhandenen Kapazitäten bei
GTM abgefragt wird. Diese Vereinbarung („last-call“) gilt für die Produkt-
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bereiche  Tragwerksplanung  und  Nachrichtentechnik  und  ist  zunächst
auf zwei Jahre befristet. Die weitere Zielsetzung besteht darin, zu einer
gemeinsamen Bau- und Auslastungsplanung für die bauenden Bereiche
bei GBI und GTM bei Baumaßnahmen der Sondervermögen Immobilien
und Technik zu kommen; erste Gespräche hierzu haben im April 2006 be-
gonnen.

Im  Interesse  des  bremischen  Haushalts  ist  vor  der  Fremdvergabe  von
Aufträgen grundsätzlich die Auslastung des vorhandenen Personals sicher-
zustellen, um nicht doppelte Kosten zu verursachen. Nur wenn entspre-
chende Kapazitäten und Qualifikationen konzernintern nachweislich nicht
vorhanden sind, soll eine Vergabe am Markt zulässig sein. Eine Auftrags-
vorbehaltsregelung ist für einige Aufträge im Zusammenhang mit Baumaß-
nahmen bis auf weiteres notwendig, um das im Bau- und Liegenschafts-
wesen vorhandene Personal sinnvoll zu refinanzieren. Für den tatsächli-
chen Vollzug dieser Regelung sind einheitenübergreifende Kontrollmecha-
nismen eingeführt worden.

f) Hat sich die Rechtsform GmbH für die GBI und FMB als zweckmäßig erwie-
sen? Welche Vorteile bzw. Nachteile bietet die Rechtform GmbH für diese
Gesellschaften gegenüber einer möglichen Organisation als Eigenbetrieb?

Die private Rechtsform für die GBI und FMB wurde auf Empfehlung der
Beraterfirmen McKinsey bzw. Roland Berger gewählt, um Flexibilisierungen
in den Beschäftigungsverhältnissen zu ermöglichen. Ziel war es, eine pro-
fessionelle Immobilienbewirtschaftung, Projektsteuerung von Bauvorhaben
und Steuerung des Einkaufs von Servicedienstleistungen zu erreichen, in-
dem Instrumente wie leistungsbezogene Bezahlung, befristete Einstellung
externen Know-hows, Kündigungsmöglichkeiten bei Nichtbewährung ge-
nutzt werden. Daneben war vorgesehen, Möglichkeiten für ein Tätigwerden
für Dritte und eine Beteiligung Dritter zu eröffnen. Der Nachteil einer GmbH,
dass die Honorare des eigenen Personals mit Mehrwertsteuer belastet wer-
den, wurde mit Blick auf die Vorteile der Flexibilisierung in Kauf genom-
men.

g) Wie viele Beschäftigte sind in den Ressorts mit dem öffentlichen Liegen-
schaftswesen betraut, welche Aufgaben nehmen diese wahr und welche
Abgrenzung bzw. Abstimmungen und Zusammenarbeit bestehen mit GBI,
FMB und GTM?

In den Nutzerressorts sind zur Wahrnehmung der Nutzer-/Besteller-Funk-
tion (u. a. Mieterrolle, Nebenkostenabrechnung, Raumplanung usw.) fol-
gende Anzahlen von Mitarbeiter/-innen beschäftigt, jeweils als Vollzeit-
äquivalente – MÄ):

Bremische Bürgerschaft 0,5 MÄ

Senatskanzlei 0,5 MÄ

Senator für Inneres und Sport 9,5 MÄ

Senator für Justiz und Verfassung (ohne JVA*) 6,5 MÄ

Senator für Kultur 0,1 MÄ

Senator für Bildung und Wissenschaft 9,0 MÄ

Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales 6,0 MÄ

Senator für Bau, Umwelt und Verkehr 0,8 MÄ

Senator für Wirtschaft und Häfen (entfällt, da keine Gebäude
des Sondervermögens Immobilien und Technik genutzt werden)

Senator für Finanzen 2,0 MÄ

* Die Liegenschaften der JVA wurden per 1. Januar 2006 in das Sondervermögen (Land)
übergeleitet. Eine der neuen Situation angepasste Organisationsstruktur befindet sich
zurzeit im Aufbau.

Die Organisation der liegenschaftsbezogenen Aufgaben in den Ressorts stellt
sich sehr unterschiedlich dar. Während die Liegenschaftsangelegenheiten
beim Senator für Bildung und Wissenschaft als größtem Immobiliennutzer
in einem Referat der senatorischen Behörde gebündelt wurden, nehmen in



— 15 —

anderen Ressorts zahlreiche Mitarbeiter/-innen mit teilweise sehr geringen
Zeitanteilen Aufgaben im Liegenschaftsbereich wahr. Dies trifft insbesondere
auf die Ressorts Inneres und Sport, Justiz und Verfassung, Arbeit, Frauen,
Gesundheit, Jugend und Soziales sowie Finanzen zu.

Wie in der Organisation des bremischen Liegenschaftswesens vorgesehen,
nehmen die Ressorts und ihre Dienststellen die Rolle des Kunden bzw. der
Mieterin wahr. Der Fokus der Beschäftigten liegt in der Feststellung bzw.
Festlegung von nutzerspezifischen Bedarfen an Flächen, Umbauten, usw.,
die über und im Zusammenwirken mit den zuständigen Einheiten formu-
liert und beauftragt werden. Ebenso zählt zur Mieterrolle, Baubedarfe (kleine
und große Bauunterhaltung, Sanierung) bei den Einheiten anzumelden und
den Umsetzungsprozess abzustimmen, sofern die Baubedarfe im Bauunter-
haltungsbudget oder in einem Gebäudesanierungsprogramm berücksich-
tigt worden sind. Aufgabenüberschneidungen mit den operativen Liegen-
schaftseinheiten bestehen insofern nicht.

Im Bereich des Energiemanagements nimmt GTM als verantwortliche Ein-
heit für die technische Betriebsführung die Aufgaben des Vertragsmana-
gement, des regelmäßigen Verbrauchscontrollings und der Initiierung even-
tuell notwendiger technischer Korrekturmaßnahmen wahr. Den Ressorts ob-
liegen die Aufgaben der Haushaltsplanung und -überwachung, der Rech-
nungsprüfung, das Führen der Nebenkostendatenbank und die Bezahlung
der Lieferanten. Bei den Fremdreinigungs- und Hausmeisterdiensten, die
durch GTM entsprechend den von den Ressorts festgelegten Bedarfen be-
reitgestellt werden, haben die Ressorts die Aufgaben der Haushaltsplanung
und -überwachung, der Bedarfsermittlung und der Qualitätskontrolle. Das
Beschwerdemanagement wird gemeinsam durchgeführt.

h) Wer entscheidet über die Nutzung, den Kauf, Verkauf und die Bewertung
von Liegenschaften, die dem Sondervermögen Immobilien und Technik zu-
geordnet sind?

Die Entscheidung über die Nutzung, den Kauf und Verkauf von Immobilien
der Sondervermögen Immobilien und Technik erfolgt durch die GBI als Ver-
walterin der Sondervermögen in enger Abstimmung mit den nutzenden
Einheiten und den zuständigen Ressorts, die der GBI den benötigten Be-
darf (Flächen, Flächenzuschnitte) aufgeben. Nicht benötigte Immobilien
werden grundsätzlich veräußert.

Zur Feststellung des Anlagevermögens der Sondervermögen und zur Vor-
nahme von entsprechenden Portfolioentscheidungen sind alle Immobilien
im Auftrag der GBI durch GeoInformation bewertet worden. Vor einem Ver-
kauf beauftragt die GBI entsprechend den Vorschriften der LHO eine zeit-
nahe Ermittlung des Verkehrswertes durch GeoInformation oder den Gut-
achterausschuss für Grundstückswerte.

i) Werden die zum Verkauf möglichen stadteigenen Grundstücke und Lie-
genschaften zeitnah den zuständigen Gesellschaften bekannt gegeben?

Die im Rahmen des Vermieter-Mieter-Modells abgeschlossenen Mietver-
träge sehen eine halbjährliche Kündigungsmöglichkeit vor, wenn die Nut-
zer eine Immobilie aufgeben wollen. Der GBI ist auf diesem Wege, aber
auch durch die bestehenden Kontakte mit den Ressorts, rechtzeitig bekannt,
wenn eine Immobilie freigezogen und vermarktet werden soll.

j) Ist es sinnvoll, einzelne Dienststellen aus öffentlichen Liegenschaften aus-
ziehen zu lassen, für deren Nachnutzung/Verkauf noch keine Konzepte vor-
liegen?

Über die Frage, ob eine Immobilie künftig nicht mehr genutzt werden soll,
entscheidet in erster Linie das Ressort, das die Immobilie gemietet hat. Die
Gewährung von Anreizen an das jeweilige Ressort durch Bereitstellung
konsumtiver Budgets in Höhe der Miete (Mietanreiz) oder durch Sanierung
verbleibender Gebäude (Sanierungsanreiz) hängt aber davon ab, dass das
aufgegebene Gebäude oder die aufgegebene Fläche grundsätzlich auch
vermarktbar ist. Sollte dies nicht der Fall sein, wird auch kein Anreiz ge-
währt  mit  der  Folge,  dass  ein  Auszug  aus  der  Immobilie  auch  nicht  er-
folgt.
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Sofern eine Vermarktbarkeit prinzipiell bejaht wird, ist es die Aufgabe der
GBI, diese Vermarktung zu möglichst günstigen Konditionen für Bremen
herbeizuführen. Die Konzepte für die Folgenutzung können dabei naturge-
mäß nur in enger Abstimmung mit den Investoren, dem Senator für Bau,
Umwelt und Verkehr – Bereich Stadtplanung – und den Beiräten entwickelt
werden. Dieser mitunter schwierige und längerfristige Prozess der Konzept-
findung hat in Einzelfällen zur Folge, dass die Vermarktung der aufgegebe-
nen Immobilie nicht unmittelbar im Anschluss an die Standortaufgabe ab-
geschlossen werden kann und es zu Leerstandsphasen kommt.

k) Gibt es Liegenschaften, die seit mehr als einem Jahr auf dem Immobilien-
markt angeboten worden sind? Ist für diese Immobilien eine weitere öffent-
liche Nutzung geprüft worden?

Liegenschaften, die seit über einem Jahr am Immobilienmarkt angeboten
worden sind, sind die Objekte Friedrich-Ebert-Straße 101 bis 103 (ehemals
Stadtbibliothek), Wilhelm-Kaisen-Brücke 4 (ehemals GeoInformation) und
Am Wall 197 bis 199 (ehemals Polizei, künftig Justizzentrum II).

Für diese Immobilien ist eine weitere Nutzung im Eigentum Bremens ge-
prüft worden. Diese Variante ist jedoch verworfen worden, weil insbesondere
die für eine neue Nutzung erforderlichen Umbaukosten zu keinem für Bre-
men wirtschaftlich vertretbaren Ergebnis geführt hätten. Für mögliche In-
vestoren kann ein Erwerb und eine Herrichtung der Gebäude für eine Nut-
zung durch Behörden oder für andere Zwecke in Frage kommen, weil dann
andere Rahmenbedingungen (z. B. kein Vergaberecht) und Abschreibungs-
möglichkeiten genutzt werden können.

Bei den beiden Objekten Friedrich-Ebert-Straße 101 bis 103 und Wilhelm-
Kaisen-Brücke  4  haben  die  erfolgten  Ausschreibungen  trotz  eventueller
weiterer öffentlicher Nutzung zu keinem wirtschaftlichen Ergebnis für Bre-
men geführt. Mit einer veränderten Vermarktungsstrategie (Wilhelm-Kaisen-
Brücke  4)  und  mit  einer  modifizierten  Ausschreibung  (Friedrich-Ebert-
Straße 101 bis 103) sollen hier neue Verwertungschancen genutzt werden.
Zum Verkauf des Objektes Am Wall 197 bis 199 wird dem Haushalts- und
Finanzausschuss in Kürze ein modifizierter Verkaufsvorschlag unterbreitet.

l) Für welche Ressorts existieren Standortplanungen? Sind in die Standort-
planungen auch die zentralen Dienststellen einbezogen? Wenn es keine
Standortplanungen gibt, warum nicht?

Standortplanungen werden in allen Ressorts betrieben. Bei den Ressorts
mit hoher Immobiliennutzung (Bildung und Wissenschaft, Arbeit, Frauen,
Gesundheit, Jugend und Soziales sowie Inneres und Sport) zielen die Stand-
ortplanungen primär darauf ab, eine ausreichende Versorgung der Bevöl-
kerung mit schulischen Angeboten, Angeboten zur Kinderbetreuung und
für Sport und Freizeit zu gewährleisten und die Polizeipräsenz vor Ort zu
erhalten. Entscheidend für die Frage, ob Standorte neu geschaffen, erhal-
ten oder aufgegeben werden, sind daher in erster Linie fachliche Aspekte.

Anders stellt sich die Situation dar, wenn die Standortentscheidungen er-
hebliche finanzielle Folgen auslösen oder etwaige Konflikte auf Fachebene
nicht aufgelöst werden können und deshalb eine Entscheidung des Senats
erforderlich wird; in diesen Fällen (Beispiele: Konzentration der Dienststel-
len des Senators für Bau, Umwelt und Verkehr, Verlagerung des Statisti-
schen Landesamtes, Neubau und Sanierung Schulzentrum Rockwinkel) ist
der Gesamtsenat in den Entscheidungsprozess einbezogen.

m) Sind die Standortplanungen zwischen den Ressorts abgestimmt?

Um eine Gesamtschau der verschiedenen Ressort-Standortplanungen so-
wie verbesserte Möglichkeiten einer stadtteil- und standortbezogenen Ab-
stimmung zu erreichen, ist im Sommer 2005 eine ressortübergreifende Ar-
beitsgruppe Standortentwicklung unter Federführung des Senators für Bau,
Umwelt und Verkehr eingerichtet worden.

Auf der Grundlage eines ersten Konzeptpapiers des Bauressorts hat sich
die Arbeitsgruppe – bestehend aus Vertretern der Ressorts Bildung, Sozia-
les, Inneres, Sport, Kultur, der Senatskanzlei sowie der GBI – auf folgendes
Vorgehen verständigt:
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Das Bauressort hat auf der Grundlage der Ressortmeldungen einen gesamt-
städtischen Bestandsplan öffentlicher Standorte erstellt. In einem zweiten
Plan wird dieser Bestandsplan hinterlegt mit stadtteilbezogenen Modell-
rechnungen der Bevölkerungsentwicklung. Auf dieser Grundlage wird die
Arbeitsgruppe sich zunächst auf vorrangig zu bearbeitende Teilbereiche
der Stadt, die besonderen Handlungsbedarf erwarten lassen (Bremen-Nord
sowie Bremen-Ost, jeweils unter dem besonderen fachlichen Fokus auf Bil-
dung/Soziales/Sport) konzentrieren.

Das Bauressort wird den Bestandsplan mit weiteren Informationen der Res-
sorts und der GBI aktualisieren. Im Weiteren soll eine Konkretisierung des
Vorgehens in den Pilotprojekten vorgenommen, ein operationalisierbarer
Verfahrensvorschlag erarbeitet werden.

Für den Bereich der Schulstandortentwicklung 2005 bis 2015 und der Kin-
dertagesbetreuung 2005 bis 2008 findet eine Abstimmung der Standort-
konzepte zwischen den beteiligten Ressorts statt.

n) Gibt es von Seiten der Gesellschaften/Ressorts/Senat eine integrierte Stand-
ortplanung für den Gesamtbestand an Gebäuden?

Die GBI betreibt ein Portfoliomanagement, in dem aus immobilienwirtschaft-
lichen Aspekten (z. B. Immobilienwert, Gebäudeunterhaltungsbedarfe, Ne-
benkostenentwicklung) Präferenzen für ein Halten oder Abgeben von Ge-
bäuden abgeleitet werden; diese Aspekte werden auch in den Entschei-
dungsprozess über Standorte eingebracht. Der wesentliche Auslöser für eine
Standortentscheidung liegt aber in der nur auf Fachebene in den Ressorts
zu beantwortenden Frage, ob die jeweilige Immobilie – auch angesichts en-
ger werdender finanzieller Spielräume – für die Versorgung der Bevölke-
rung mit Schule, Kindertagesstätte, Polizeirevier und Sportstätte noch be-
nötigt wird. Diesen dynamischen Entwicklungsprozess zu einer integrier-
ten Standortplanung zusammenzuführen und zu beeinflussen, ist ein lang-
fristiges Unterfangen.

Ein erster Schritt in diese Richtung wurde jedoch mit der Bildung der ressort-
übergreifenden Arbeitsgruppe (siehe Antwort auf Frage 4. m]) und der Zu-
sammenarbeit der Ressorts Bildung und Wissenschaft sowie Arbeit, Frau-
en, Gesundheit, Jugend und Soziales bei der Standortplanung getan. Im
Übrigen findet bei konkreten Standortplanungen, von denen mehrere Res-
sorts berührt sind, jeweils eine ressortübergreifende Abstimmung statt, die
in der Regel von der GBI koordiniert wird.

o) Wie weit ist die Umstellung der pauschalen Verrechnungsmieten auf markt-
konforme Verrechnungsmieten, und wann wird die Umstellung spätestens
abgeschlossen sein?

Die Vorbereitung der Umstellung der pauschalen Verrechnungsmieten auf
marktkonforme Verrechnungsmieten ist seitens der GBI abgeschlossen.
Derzeit erfolgt eine mietflächenscharfe Abstimmung mit den Nutzern.

Ein großer Teil der neuen Mietverträge ist schon abgeschlossen. Zur end-
gültigen Umsetzung soll dem Senat in Kürze eine Vorlage zugeleitet wer-
den. Es ist geplant, die Umstellung rückwirkend zum 1. Januar 2006 vor-
zunehmen.
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